
größerer Betriebe, leitende Angestellte, Beamte und Lehrer in besonders verantwortli¬
cher Stellung, aber auch Facharbeiter wie Schleifer kleinster Linsen für Mikroskopemit
Ölimmersion oder Werkzeugbauer im Großmaschinenhaw, ihnen gleichgestellt war,
wer ein mit mindestens dreijährigem Studium verbundenes Hochschulexamen be¬
standen hatte. 11

**

Schließlich wurden Familienzuschläge, eine in Anlehnung an die
Beamtenbesoldung differenzierte Ortszulage, eine Pflegezulage für hilfsbedürftige
Beschädigte, Übergangsgeld für die Rückkehr oder den Übergang ins Erwerbsleben
und Sterbegeld gewährt, Zulagen, bei denen wiederum in vielfacher Weise differen¬
ziert wurde. Witwen, Waisen und Eltern erhielten eine an der Vollrente des Gefalle¬
nen oder Verstorbenen orientierte anteilige Hinterbliebenenrente, bei zahlreichen
Einschränkungen im Detail.
Angesichts der Geldentwertung bedeuteten die Sätze des RVG im Vergleich zum
Kaiserreich, und auch schon vor der Hyperinflation, zunächst eine deutliche Sen¬
kung des Leistungsniveaus. 14 Dennoch erreichten die Ausgaben für die Kriegsopfer
rasch gewaltige Summen, in der Regel mindestens 30 % der Haushaltsmittel, die der
Reichsregierung nach Zahlung der Reparationsverpflichtungen und Rücktransfers
an die Länder noch zur Verfügung standen. Im Verein von Finanzproblemen und
politischen Unruhen drohte der Kollaps des Systems. 15

*

Daher begann bereits kurz
nach Inkrafttreten des Gesetzes eine Serie von Anpassungsgesetzen und Verordnun¬
gen, 14 welche die Leistungen nicht nur verbesserte, sondern vielfach beschnitt. Struk¬
turell hatte das RVG gegenüber der Vorkriegszeit sowohl die Leichtbeschädigten bis
10% ausgeschieden bzw. darüber schlechter gestellt, als auch die Leistungen für
erwerbsfähige Witwen vermindert; diese Leistungen wurden im Verlauf der 20er
Jahre verbessert, dafür die Zulagen für die Schwerbeschädigten aber relativ redu¬
ziert. 1923 wurde auch die Grundrente aufgeteilt in eine feste Grund- und eine
einkommensabhängige Zusatzrente; die Zusatzrente erhielten zudem nur die
Schwerbeschädigten ab 50 % Minderung der Erwerbsfähigkeit. 17

18

Das System der
Rententeilung ist bis heute erhalten geblieben. Brachte die Regelung schon für
weniger schwer Beschädigte und für materiell besser gestellte Kriegsopfer erhebliche
Einbußen, so wurden Leichtbeschädigte mit einer Erwerbsfähigkeitsminderung bis
zu einschließlich 20% 1923 ganz vom Rentenbezug ausgeschlossen und durch eine
einmalige Zahlung abgefunden. Wohl etwa 489 000 Kriegsopfer waren davon betrof¬
fen.'" Auch die Kriterien für die Einstufung der Minderung der Erwerbsfähigkeit
wurden vielfach verschlechtert. So blieb der Verlust eines Beines oder Armes, bereits
1920 gegenüber dem Kaiserreich von 100 % auf 50 % gesenkt, jetzt zwar unverändert

Verordnung vom 1.9. 1920; die Änderungen des RVG bis 1927 und die Durchführungsbe¬
stimmungen sind zusammengestellt in: Das Reichsversorgungsgesetz (RVG) vom 12. Mai
1920 in der Fassung vom 22. Dezember 1927, Berlin: Mittler 1928, hier S. 22 f.
Materialien dazu, z. T. aus dem noch ungedruckten 2. Bd. seiner Darstellung, freundlich
mitgeteilt von Michael Nitsche.

15 Whalen, S. 143-145 u. 156 f.
Liste der wichtigsten Bestimmungen in der Anm. 13 genannten Ausgabe, S. 1.
Das Gesetz vom 22. 6. 1923, RGBl. 1923 I, S. 513, fügte die entsprechenden §§ 88-95 neu in
das RVG ein.

18 Whalen, S. 146.
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